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der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 
Nro. 5. Marienwerder, den 30. Januar 1867. 


— 


Das iſte, te und Zte Stück der Geſetzſammlung pro 1867 enthält unter: 


Nro. 6498. das Privllegium wegen Ausfertigung auf den Jr haber lautender Kreis- Obligationen des 
Oſteroder Kreiſes im Betrage von 40,000 Tbalern, vom 12. November 1866; 

Nro. 6499, den Allerhöchſten Erlaß vom 15. Dezember 1866, betreffend die Organifatton des Eiſenbahn⸗ 
weſens in den neu erworbenen Landestbeilen Hannover, Kurbeſſen, Naſſau und Frankfurt a. M.; 

Nro. 6500. die Konzeſſions. Urkunde für die Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſeubahngeſellſchaft, betreffend den 

Ba und Betrieb der Halberſtadt⸗Vienenburger Eiſenbahn, ſoweit dieſelbe zum ehemaligen 
Königreſch Hannover gehöriges Gebiet berührt, vom 15. Dezember 1866; 

Nro. 6501. den Allerhöchſten Erlaß vom 22. Dezember 1866, betreffend die Ausübung der Gerichtsbar⸗ 
keit in den an die Krone Preußen abgetretenen, vormals Königlich Bayeriſchen Gebletstheilen 
außer der Enklave Kaulsdorf; 

Nro. 6502. die Verordnung, betreffend die Uebertragung der Verrichtungen des geſetzgebenden Körpers zu 
Frankfurt a. M. auf die dortige ſtändige Bürgerrepräſentation, vom 31. Dezember 1866; 

Nro, 6503. das Privilegium wegen Emiſflon von 16,618,000 Thalern 4 ½prozentizer Prioritäts⸗Obliga⸗ 
tionen VI. Serie der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, vom 8. Dezember 1866; 

Niro. 6504. die Beſtätigungs⸗Urkunde, betreffend einen Nachtrag zum Statut der Berlin ⸗Potsdam⸗Magde⸗ 
burger Eiſenbahngeſellſchaft, vom 12. Dezember 1866; 

Nro. 6505. das Privilegium wegen Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Obligationen der Stadt Freien⸗ 
walde a. d. O. zur Betrage von 40,000 Thalern, vom 12. November 1866; 

Nro. 6506. den Allerhöchſten Erlaß vom 19. November 1866, betreffend die bei der Spreeſchleuſe zu 

ECoſſenblatt zu erlegende Schiffahrts⸗Abgabe; 

Nro. 6507. die Verordnung, betreffend die Maaßregeln gegen die Ninderpeſt im ehemaligen Königreich 

Hannover, vom 3. Januar 1867. 


Die Erleichterung der Dienſtpflicht durch den Norddeutſchen Bund. 

Als unſer König ven feiner neueſten Siegeslaufbahn heimkehrte, ſprach er in der denkwürdigen 
Thronrede vom 5. Muguft die Zuverſicht aus, daß der langjährige Streit Über die Militairfrage und über 
den Staatshaushalt um fo ſicherer werde zum Abſchluſſe gebracht werden, als erwartet werden dürfe, 
daß die politiſche Lage des Vaterlandes eine Erweiterung der Grenzen des Staates und die Einrichtung 
eines einheitlichen Bundesheeres unter Preußens Führung geſtatten werde, deſſen Laſten von allen 
Genoſſen des Bundes gleichmäßig werden getragen werden. 

Die Landesvertretung hat des Königs Zuverficht erfüllt: durch die Erteilung der Indemnität und 
durch die e des Staatshaushalts tft dem bedauerlichen Streit ein Ende gemacht. 

Die neuen Verhältniſſe aber, auf welche der König als auf die Grundlagen unferer künftigen Hee⸗ 
reseinrichtungen hinwies, find inzwiſchen theilwelſe ſchon verwirklicht, theilweiſe der Verwirkuchung nahe: 
bie Grerzen des Staates find erheblich erweitert, die beiden vormals getrennten und auseinander gerif- 
jenen Theile der Monarchie find feft und ſicher verbunden, — außerdem aber iſt der Grund zu dem 
mächtigen Norddeutſchen Bunde gelegt, in welchem ein einheitliches Bundesheer unter Preußens Führung 
erftehen fol. — Wöhrend Preußene keſegeriſche Macht und Bedeutung blerdurch aufs Erheblichſte erböht 
werden, fol zugleich die Militairlaſt des preußiſchen Volkes verringert werden, 
well eben die Kaften des einheltlichen Bundesheeres fortan von allen Genoſſen des Bun⸗ 
des gleichmäßig getragen werden müſſen. — Das preußiſche Volk hat bisher mit feinen 19 
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Millionen ſich ſtets dazu gerüſtet halten müſſen, ganz Norddentſchland gegen alle Angriffe zu vertheidigen; 
von jett an werden 30 Millionen Norpdeutſche das feſt geſchloſſene und klar umgrenzte Bundesgebiet mit 
gemeinfamer Militairkraft und mit gleichen Pflichten ſchützen und vertheidigen. — Durch die Einrichtun⸗ 
gen des Norddeutſchen Bundes wird denn zunächſt ein Wunſch erfüllt werden können, der in unſerer 
Landesvertretung oftmals ausgeſprochen worden iſt: die Zahl der Truppen, welche Preußen und 
jeder Staat des Norddeutſchen Bundes im Frieden bei den Fahner haber ſollen, kann 
nunmehr durch eine feſte Beſtimmung nach dem Verhältniſſe der Bevölkerung geregelt 
werden. — Bei den Verhandlungen über die Heereselurichtungen wurde von Solchen, welche denſelben 
im Allgemeinen zuſtimmten, vielfach das Verlangen geſtellt, die Regierung möge ſich dazu verſtehen, eine 
beflimmte Zahl der Friedensſtärke des Heeres zu vereinbaren, damit nicht eine Vermehrung des ftehenden 
Heeres und der Aue gaben für daſſelbe ins Unbegrenzte ſtattfinden könne, damit vielmehr durch eine feſte 
Beſtimmung über die Zahl der Truppen auch eine Begrenzung der jährlichen Koſten des Heerweſens ge⸗ 
ſichert werde. — Die Erörterungen über dlrſe Feftſetzung (Nontingentirung) der Friedensarmte konn⸗ 
ten jedoch unter den damaligen Verhältniſſen zu keiner Verſtändigung führen. 

Jetzt, wo unſere Heereseinrichtungen für das erweiterte Gebiet Preußens und des Norddeutſchen 
Bundes geregelt werden ſollen, wird auch jener Wunſch in Erfüllung gehen. 

Indem die allgemeine Wehrpflicht auf alle Norddeutſchen ausgedehnt wird, kann 
die Friedensſtärke des gemeinſamen Norddeutſchen Heeres von vorn herein auf einen 
beftimmten und mäßigen Satz der Bevölkerung beſchränkt werden. 

Alle Bur desſtaaten müſſen die Laſten des Bundesheeres fortan eben gemeinſchaftlich tragen, und 
zwar nicht blos die Wehrpflicht, ſondern ebenſo die Koſten des Heeres: deshalb wird durch 

dle Bundesverfaſſung außer der Verhältnißzahl der Truppen auch im voraus genau feſtzuſtellen fein, wie 
viel jeder Einzelſtaat an feinem Antheile zur Ausrilſtung und Unterhaltung der Trup⸗ 
pen an die gemeinſame Bundeekaſſe zu entrichten hat. Die Feſtſetzung der Truppenzahl hätte 
keinen Werth, wenn nicht auch die en der Staaten für deren Unterhalt feſtſtände; ſonſt gäbe 
es in Zukunft möglicher Weiſe in ſedem Jahre neuen Streit mit den zwei und zwanzig Regierungen und 
Landes dertretungen über ihre Beiträge zu den Koſten des Norddeutſchen Heeres. 

Die Erleichterung aber, die dem preußiſchen Staate durch die Zuſammenfaſſung der militairiſchen 
Kräfte von ganz Nord deutſchland zu Theil werden fell, wird in anderer Beziehung jedem einzel⸗ 
nen Wehrpflichtigen noch viel unmittelbareren Vortheil gewähren: bei der na tur ge- 
mäßen Nergrößerung des Heeres wird es möglich fein, die Wehrpflicht für den Eins 
zelnen um eine Reihe von Jahren geen ee Während ſchon durch die von der Regie⸗ 
rung früher gemachten Vorſchläge zur Reorganiſalſon des preußiſchen Heeres eine Abkürzung der Wehr⸗ 
pflicht um 3 Jahre eintreten ſollte, ſo daß dieſelbe mit dem 36., nicht mehr, wie früher, mit dem 39. 
Lebensjahre aufhören ſollte, wird jetzt eine verdoppelte Erleichterung moglich werden: die gefammte 
Dienſipflicht wird vermuthlich mit dem vollendeten 32. Jahre abgeſchloſſen 
fein. — Damit wird das Streben des Königs vollends erreicht: „die älteren Jahrgänge der Wehrpflich⸗ 
„tigen, alſo vorzugsweiſe die Familten⸗Väter und Ernährer ſollen theils von der Wehrpflicht gänzlich be⸗ 
„freit, theils bedeutend erleichtert werden; die Männer über 32 Jahre werden aller Dienſtpflicht enthoben, 
„die Männer von 30 bis 32 Jahren nur ſelten zu ernflem Dienfte herangezogen werden. 

„Das ſind die Erleichterungen, welche der Norddeutſche Bund nach den Abfichten des Königs dem 
„preußiſchen Volke in Bezug auf die Dienfpflicht bringen ſoll. Wer dazu mitwirken will, vaß das Volk 
„ſolcher Vortheile wirklich theilhaftig werde, der helfe Männer wählen, die treu und feſt zur Regierung 
„des Koͤnigs halten und ihr aufrichtig beiſtehen, das begonnene Werk ſicher durchzuführen.“ 


1) Auf den Antrag des Staats ⸗Miniſteriums vom 31. v. Mts. beſtimme Ich, daß Mein Gna⸗ 
denerlaß vom 2. Oktober v. J. auch in denjenigen Fällen zur Anwendung kommen ſoll, in denen von 
einer Verwaltungs⸗Behörde gegen die dort bezeichneten Perſonen innerhalb der angegebenen Grenzen Geld⸗ 
oder Freiheitsstrafen wegen Ulebertretungen feſtgeſetzt und vollstreckbar geworden find: 

Berlin, din 3. Januar 1867. 5 gen m. 
ggez. Graf v. Bismarck. v. d. Heydt. v. Room Graf v. Zyenplig. 
v. Mühler. Graf zur Lippe. v. Selchow. Graf zu Eulenburg. 
An das Staats⸗Miniſterium. 
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Verordnungen und Bekanntmachungen der Provinzial⸗Bebörden. 

2) Zur Ergänzung der 88. 5. und 6. des Bahn⸗Poltzei⸗ Reglemente für die Königliche Oftbahn 
vom 14. April 1852 (Amtsblatt pro 1852 Nro. 20.) und des Nachtrages zu demſelben vom 11. Mai 
1860 (Amtsblatt pro 1860 Nro. 22.) wird mit Genehmigung des Königlichen Miniſterit für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten auf Grund des 8. 11. des Geſetzes vom 11. März 1850, wegen der 
Polizei-Verwaliung verorvnet wie folgt: 

Den zum Waffengebrauche berechtigten Forſtſchutzbeamten iſt, wenn fie mit den vorgeſchriebenen 
Dienſtabzeichen verſehen find, geftattet, innerhalb der Grenzen ihres Schutz Revlers bei Ausübung ihrer 
bienftlichen Bunftionen den Bahnkzrper auch an andern als den zu Ueber fahrten oder Uebergängen beftumm⸗ 
ten Stellen zu überſchreiten. Ein ſonſtiges Betreten, inebefondere ein Begehen des Bahnkörpers ift 
den gedachten Beamten dagegen nicht geſtattet. 

Marienwerder, den 25. Januar 1867. Bromberg, den 14. Januar 1867. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
Königliche Direction der Oſtbahn. 

3) In den der Arznei⸗Taxe für 1867 vorgedruckten allgemeinen Beſtimmungen ift unter 3. den 

Apothekern bei Lieferungen von Arzneien für ſolche Kranke, deren Ku koſten aus Staats, und Kommunal- 

onds oder von den zur Erſetzung oder Erleichterung der öffentlichen Armenpflege begründeten Korpora⸗ 
tionen gezahlt werden, die Bewilligung eines Rabatts bis auf Höhe von 25 Prozent der Summe der 
Arznei ⸗Rechnung geſtattet worden. Da unter die gedachten Korporationen auch die gewerblichen Unter⸗ 
ftügungsfaffen fallen, fo veranfaife ich die Königliche Regierung, die Vorſtände dleſer Kaſſen von jener 
Erlaubniß auf geeignete Weite in Kenntnig zu ſetzen. Berlin, den 7. Januar 1867. 

Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
4 Graf von Itzenplitz, 
An die Königl. Regierung zu Marienwerder. IV. 55. 
Vorſtehende Beſtimmung bringen wir bierdurch zur öffentlichen Kenntniß. 
Marienwerder, den 19. Januar 1867. Königl. Regierung. Abtheilung Innern. 

4) Die Kreis -Wundarztſtelle des Flatower Kreiſes iſt durch Ernennung dis Ir« acuftel aus 
Vandsburg zum Kreisphyfikus in Schwetz erledigt. Qualifteirte Medielnal⸗Perſonen fordern wir auf, 
fich unter Einrelchung der erforderlichen Zeugniſſe zu der erledigten Stelle innerhalb 6 Wochen bet uns 
zu melden. Marienwerder, den 17. Januar 1867. Königl. Regierung. Abtbeilung des Innern. 

5) Die Rotzkrantheit unter den Pferden des Beſitzers Craft Sommer in Antoniewo (Kreiſes 
Strasburg) iſt beſeitigt. 0 

Marienwerder, den 21. Januar 1867, Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 

6) Die Behörden und das Publikum werden hiedurch davon in Kenntniß geſetzt, daß nach der 
Miniſterial⸗Verfügnng vom 31. v. M. auch der Kanton Graubünden der von der Königl. Staats ⸗ 
Regierung mit 17 anderen Kantonen der Schweiz getroffenen Ueberelnkunft wegen gegenſeltiger Befreiung 
der Handelsreiſenden von der Gewerbeſteuer beigetreten iſt. Marienwerder, den 17. Januar 1867. 

Königliche Regierunz. Abtheilung für direkte Steuern, Domainen und Forſten. 

7) Pach Abſatz 2. §. 7. der Beſtimmungen über Verwendung von Stempelmorken zu ſtempel⸗ 
pflichtigen Schriftſtücken, welche nicht unter öffenklicher Autorität abgefaßt werden, vom 14. Februar 1865 
(Centralblatt Seite 33) iſt der Gebrauch von Stempelmarken auf Urkunden beſchränkt, welche einem Stem⸗ 
pel von nicht mehr als 50 Rthlr. unterliegen und es ſoll zu Urkunden, welche einem höheren Stempel 
unterworfen find, inſoweit der Betrag durch 10 theilbar iſt, Stempelpapier verwendet werden, während 
für den überſchießenden Betrag Marken von 5 Sgr. bis 9 Rthlr. 25 far. in möglichſt geringer Anzahl 
kaſſirt werden können. Dieſe Vorſchriften werden in Beziehung auf Wechſel, da bei dieſen überhaupt kein 
Stempelpapier zur Verwendung kommt und da die Verwendung einer größeren Anzahl von Marken bei 
dem beſchränkten Raume auf Wechſeln zu Unzaträglichkeiten führen kann, dahin modiflcirt, daß in den⸗ 
jenigen Fällen, in welchen der Verbrauch von mehr als drei Stempelmarken zu einem Wechſel nothwen⸗ 
Pr fein würde, von der Verwendung von Stempelmarken ganz abgeſehen, dagegen von ſolchen Steuer⸗ 
8 ehörden, welche mit mehr als einem Beamten beſetzt find, die Entrichtung der erhobenen Steuer auf 

em Wechſel amtlich vermerkt werden kann. Der Vermerk muß den Betrag der erhobenen Steuer, die 
Nummer, unter welcher dieſelbe gebucht iſt, das Datum, die Firma der Steuerbebörde mit mindeſtens 
zwei Unterſchriften enthalten und mit einem Schwarzſtempel⸗Abdruck verſehen fein. Die Berwendung von 
Marken für einen Theil der erforderlichen Steuer iſt in der Fällen der vorgedachten Art zu vermeiden. 
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Die gegenwärtige Verfügung wollen Ew. Hochwohlgeboren durch das Amtsblatt zur öffentlichen 
Keuntniß bringen, auch nach Maßgabe der erſteren die betbeiligten Behörden mit Anweiſung verſehen. 
Berlin, den 30. Dezember 1866. Der Finanz⸗Miniſter. gez. v. d. Heydt. 
An den Königl. Geheimen Ober⸗Finanz⸗Rath Herrn Hellwig, Hochwohlgeboren zu Danzig. 
Vorſtehende Verfügung des Herrn Finanz⸗Miniſters wird hlerdurch zur öffentlichen Kenntniß ger 
bracht. Danzig, den 19. Januar 1867. Der Provinzial ⸗Steuer⸗Direktor. Hellwig. 


Perſonal⸗Chronulk. 


8) Des Königs Majeſtät haben den Forſt⸗Inſpector Freiherrn von der Reck hieſelbſt zum Forft⸗ 
meiſter mit dem Range der Regierungsräthe zu ernennen geruht. 

Der Keie baumeiſter Kleiß zu Thorn iſt zum Deichhauptmann und Deich ⸗Juſpector der Thorner 
Stadt⸗Niederung und der Deichgeſchworne Auguft Marohn zu Gurske als Stellvertreter des Deichhaupt⸗ 
manns der genannten Niederung auf die Dauer von 3 Jahren vom 1. Januar d. J. ab gewählt und 
als ſolcher deſtätigt worden. 

Der Königliche Baumeister Carl Marx iſt zum beſoldeten Stadthaurath in Thorn auf 12 Jahre 
erwählt und als ſolcher bestätigt worden. 

Der Poſihalter * und der Rentier Krauſe in Strasburg ſind zu unbefolbeten Rath⸗ 
männern daſelbſt auf 6 Jahre erwählt und als ſolche beftätigt worden. 

Die Forftzeld - Rezeptur der Oberförsterei Münſterwalde iſt an Stelle des Mühlenbeſitzers Modler 
dem Kaufmann Albert Lachmans ti in Münſterwalde interimiſtiſch übertragen worden. ’ 

[Berjonal- Veränderungen im Bezirk der Königl. Direction der Oſbahn.] — Es find verſetzt: 1. 
Baumeifter Knoche von Bromberg nach Elbing und ihm daſelbſt die Eiſenbahn⸗Vaumeiſter⸗Stelle über⸗ 
tragen; 2. der Betriebs⸗Secretair Meyer von Schneidemühl nach Elbing, 3. die Güter⸗Expedienten Freie 
8 g von Ze nach Thorn, Jäſchke von Ezerwinst nach Terespol und Friedrich von Thorn nach 

zerwine k. 

Bei der Autendantur 1. Armee⸗Korps und im Reſſort derſelben find a. befördert: der Pro⸗ 
viantamts -K eur Schmidt in Königsberg zum agazin⸗Rendanten in Demmin, der Depot- 
Magazin⸗Verwalter Lerch aus Strehlen zum Prodiantamts⸗Kontroleur in Graudenz, die Depot-Magazin⸗ 
Verwalter Henneberg aus Pr. Slargardt und Simon aus Friedland a. / Alle zu int. Proviantamts⸗ 
Kontroleuren reſp. in Königsberg und Poſen, die Proviantamts⸗Aſſiſtenten Gütliug aus Schleswig 
und Haubold aus Potsdam zu Depot⸗Magazin⸗Verwalter reſp. in Pr. Stargardt und Friedland a. 
d. Alle, der examinirte Proviantamts⸗Applikant Tiedtke zum Proviantamts⸗Aſſiſtenten in Köulgsberg, 
der Kaſernen⸗Inſpector Baumgardt zum Lazareth-Inſpector in Grandenz, der kontrolführende Kaſernen⸗ 
Inſpector Bellgordt aus Danzig zum Garniſon- Verwaltungs ⸗Inſpector in Stade, der Kaſernen⸗ 
Inſpector Hoppe aus Königsberg, Oberkrantenwärter Grunau aus Danzig zu Lazareth⸗Inſpectoren 
in Prenzlau und Danzig, und der vormalige Unteroffizier Völkner zum int. Lazareth⸗Inſpector in 
Königsberg, die Kaſeruen⸗Inſpectoren Du dowiez aus Danzig und Lindner aus Breslau zu kontrol⸗ 
führenden Kaſernen⸗ Juſpectoren reſp. in Kaſſel und Graudenz, der Zahlmeiſter a. D. Otterſohn, 
Kaſernenaufſeher Krug in Pillau und Oberfeuerwerker a D. Reddig zur probeweiſen Beſchäſtigung 
als Kaſernen⸗Inſpectoren reſp. in Danzig, Königsberg und Danzig; — b. verſetzt: der Intendantur⸗ 
Rath Carow, der Intendantur Aſſeſſor Menger, die Intendantur⸗Secretaire Jahrmann und Rel ⸗ 
chelt nach Hannover, ker Intendantur⸗Secretair Cyriſtiani und Jutendantur⸗Regiſtrater Hörnigk 
nach Kaſſel, der Proviantamtis ⸗Kortroleur v. d. Mark ven Graudenz nach Cöln, der Prootantamts- 
Aſſſtent Höpfner aus Königsberg nach Glogau, der Kaſernen⸗Jnſpector v. Wenkſtern aus Pr. Star⸗ 
gardt und Seupin aus Silberberg veſp. nach Göttingen und Pr. Stargardt, und die Lazareth⸗Inſpec 
toren Froſt aus Königsberg, Ebert aus Tilſit und Reiß aus Graudenz reſp. nach Tilſit, Haarburg 


und Hannover. 
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(Hierzu der öffentliche Anzeiger Nro. 5.) 
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